
W em wür-
den Sie 
lieber Ihr 

Geld anvertrauen, 
Daimler oder Grie-
chenland? Für ei-
nen Anleger, der 
nicht gerade eine 
ausgeprägte 
 Zockermentalität 
hat, ist das wohl ei-
ne rhetorische 
 Frage. Für Europas 
Banken ist die Ant-
wort jedoch nicht 
ganz so eindeutig. 
Denn im Gegensatz 
zu Schuldtiteln des 

soliden schwäbischen Autoherstellers sind 
riskante Hellas-Anleihen schonend für ihr 
Eigenkapital und hilfreich bei der Erfüllung 
gesetzlicher Auflagen. 

Der Grund: In der Umsetzung globaler 
Vorschriften hat sich die Europäische Union 
vor Jahren einen folgenschweren Sonder-
weg erlaubt. Für staatliche Schuldenpapie-
re müssen Europas Banken – anders als et-
wa für Unternehmensanleihen oder Hypo-
theken – kein Eigenkapital zurücklegen. Das 
damalige Argument dafür: Staatsanleihen 
seien mündelsichere Anlagen. 

Willkommen im Absurdistan europäi-
scher Bankenregulierung. Denn die Begrün-
dung für diese Ausnahmeregelung ist eine 
rein politische, die sowohl wirtschaftliche 
Realitäten als auch historische Fakten igno-
riert. Die Folge ist eine unheilvolle Liaison 
zwischen Staaten und Banken: Europas 
Staaten nutzen heimische Geldhäuser als 
Absatzkanal für ihre anschwellenden Kre-
ditpapiere aus. Und die Banken lassen sich 
in Zeiten schrumpfender Bilanzen und 
knappen Eigenkapitals willfährig dazu miss-
brauchen. Mehr noch: Die Regulierung 
treibt die Banken geradezu in solche Anla-
gen hinein. Denn neue Vorschriften zwin-
gen die Geldhäuser, einen hohen Anteil an 
leicht verkäuflichen Papieren – vor allem 
Staatsanleihen – vorzuhalten.

Aus politischer Sicht ist es außerdem sehr 
praktisch, dass es für Banken anders als bei 
Daimler-Bonds keinerlei Begrenzung dafür 
gibt, wie viel Geld sie in Staatsanleihen in-
vestieren dürfen. Eine Großkreditgrenze, 
die verhindert, dass ein Geldinstitut mehr 
als ein Viertel seines Eigenkapitals an einen 
einzigen Schuldner verleiht, gibt es für 
staatliche Wertpapiere nicht. Und so kommt 
es, dass beispielsweise nahezu zwei Fünftel 
der spanischen Staatsanleihen im Besitz na-
tionaler Banken sind. 

Insofern trifft Danièle Nouy, Europas 
oberste Bankenaufseherin, mit ihrem Vor-
schlag, auch ein Limit für Staatsanleihen 
einzuführen, direkt ins Schwarze. Eine der-
artige Deckelung ist notwendig und sinn-
voll. Sie würde die Banken dazu zwingen, 
ihre Staatsfinanzierungsrisiken auf mehr 
Länder zu verteilen. 

Doch so begrüßenswert eine solche Groß-
kreditgrenze wäre: Sie darf nicht als politi-
sches Feigenblatt missbraucht werden, um 
sich vor der Lösung des eigentlichen Pro-
blems zu drücken. Staatsanleihen müssen 
ebenso wie andere Kredite nach ihrem Risi-
ko bewertet und dementsprechend mit Ei-
genkapital unterlegt werden. Eine Gleichbe-
handlung darf es in Zukunft nicht mehr ge-
ben. Denn wer würde schon ernsthaft 
bezweifeln, dass deutsche Staatsanleihen 
weniger riskant sind als griechische? 

Europäisches 
Absurdistan

STAATSANLEIHEN

G
roßbritannien hat die Sklave-
rei 1833 abgeschafft, Frank-
reich nach 1855, die USA ver-
boten sie 1865. Dennoch wird 
bis heute bestritten, dass der 
Staat Unternehmen dazu zwin-
gen darf, auf Zwangsarbeit zu 

verzichten. Darum geht es bei der Debatte über 
die Verpflichtung von Unternehmen zur Fair-
ness: Soll und darf der Staat sie gesetzlich ver-
pflichten, nur mit Firmen zusammenzuarbei-
ten, die grundsätzliche Menschenrechte einhal-
ten? Oder muss hier das Prinzip der Freiwillig-
keit walten? 

Frankreich ist nun mit einem Gesetz vorge-
prescht, das die sehr gro-
ßen Unternehmen des Lan-
des weltweit zu Fairness 
zwingt. Die Firmen müssen 
sicherstellen, dass sie nur 
mit Zulieferern kooperie-
ren, die Menschenrechte 
und grundlegende interna-
tionale Umweltnormen be-
achten. Auflagen und Kon-
trollmechanismen müssen 
in einem detaillierten Kon-
zept verbindlich niederge-
legt sein. Verstoßen die 
Konzerne gegen diese Vor-
sorge, können sie zivilrecht-
lich belangt werden.

Die grundsätzliche Be-
wertung dieses Vorstoßes 
lautet: Selbstverständlich darf der Gesetzgeber 
das anordnen. Europäer, Amerikaner und viele 
andere Nationen haben nicht die Geltung der 
allgemeinen Menschenrechte erkämpft, um sie 
in Zeiten der Globalisierung den Wünschen ei-
niger schwarzer Schafe unter den Handels -
ketten und weltweit produzierenden Unterneh-
men zu opfern.

Wohlfeiles Gerede von Gutmenschen ist das 
prompte Gegenargument. Natürlich bemühe 
man sich um hohe Standards, heißt es, doch 
der humanitäre Wunsch lasse sich leider nicht 
verwirklichen, weil er ökonomisch unhaltbar 
sei. Andernfalls lande man bei einer Gängelung 
der hiesigen Firmen, die nur den wesentlich ra-
biateren Konkurrenten aus Schwellen- und Ent-
wicklungsländern zugutekomme. 

Diese Argumentation verdient Beachtung. 
Stichhaltig ist sie nicht. Kein großer europäi-
scher Hersteller von Konsum- oder Investitions-
gütern ist darauf angewiesen, sich mit Zuliefe-
rern einzulassen, die Kinderarbeit praktizieren 
oder jeglichen Gesundheitsschutz vernachlässi-
gen. Wer es gerne zynisch mag: Misshandlung 
von Menschen und Natur steigert nicht die Pro-
duktivität, sondern senkt sie. Die Behauptung, 
eine moderne Marktwirtschaft funktioniere 
nur dank Zuhilfenahme menschenverachten-
der Methoden, stammt aus dem Arsenal links- 
und rechtsradikaler Wirrköpfe. Unternehmer-

verbände sollten es sich dreimal überlegen, be-
vor sie diese Argumentation übernehmen. 

Beim Einsturz des Rana-Plaza-Gebäudes in 
Bangladesch kamen 1 200 Menschen um, die 
unter scheußlichsten Bedingungen geschuftet 
hatten. In den Trümmern wurden die Etiketten 
vieler großer Modemarken gefunden. Notwen-
dig war das nicht. Man kann auf einem Bier -
deckel vorrechnen, dass in Bangladesch, Indo-
nesien oder Marokko menschenwürdige Löhne 
gezahlt werden können, ohne dass die Turn-
schuhe von Nike oder die Blusen und Jacken 
von Primark, C&A und Zara mehr als allenfalls 
ein paar Cent teurer würden. Der Zusammen-
hang hat sich sogar umgekehrt, wie beispiels-

weise der Baukonzern Vin-
ci erläutert: Im Maghreb 
und in Afrika habe er im 
Wettbewerb mit neuen An-
bietern aus China die eige-
nen Normen für den Ar-
beitsschutz verschärft und 
dennoch Marktanteile ge-
wonnen. Europas Erfolg 
fußt auf seinen hohen 
Standards: Bei der Technik 
wie im Umgang mit den 
Menschen. Wirtschaftli-
cher Erfolg und Kontrolle 
der Lieferkette schließen 
sich nicht gegenseitig aus, 
sie bedingen sich. 

Ein gesetzlicher Rah-
men schützt sogar die Un-

ternehmen. Wenn alle Fabriken ihre Abwässer 
und Abgase ungefiltert ausstoßen, ist derjenige 
der Dumme, der sich rücksichtsvoll verhält. Ein 
einheitliches Spielfeld schafft nicht der Markt. 
Das kann nur der Staat. Bismarck, dessen 200. 
Geburtstag wir gerade begehen, hat die Sozial-
versicherung nicht als freiwillige Empfehlung 
eingeführt, sondern als Gesetz. Er wusste, wa-
rum. Deutschlands industriellen Aufstieg hat 
das nicht behindert, wie damals geunkt wurde.

Frankreichs Pläne sind ein erster guter 
Schritt. Ihnen zufolge sind Unternehmen nicht 
verantwortlich, wenn ein Zulieferer bewusst 
täuscht und trickst. Diese Einschränkung ist 
wichtig: Der Gesetzgeber kann Vorsorge verlan-
gen, aber keine vollständige Zielerfüllung. Sinn-
voll ist eine europäische Vorschrift, besser 
noch eine im Rahmen der G7 oder der OECD. 
Letztere hat bereits Auflagen für Multis formu-
liert, die aber freiwillig bleiben. 

Der Vorstoß könnte eine Initialzündung sein, 
wie es bereits bei der Berichtspflicht für die So-
zial- und Umweltwirkung multinationaler Un-
ternehmen geschehen ist. Menschenverachten-
de Arbeitsbedingungen sind ein Anachronis-
mus, kein Wettbewerbsvorteil. 

Sklavenarbeit ist kein 
Wettbewerbsvorteil

LEITARTIKEL

E s stimmt, na-
türlich dok-
tert Siemens-

Chef Joe Kaeser 
jetzt bloß an Symp-
tomen herum. Es 
geht aber nicht an-
ders. Nicht im Mo-
ment. Um die Pro-
bleme in der Ener-
giesparte in den 
Griff zu bekom-
men, muss er in 
der Windsparte 
mehr Produkte 
bringen und Investi-
tionen im Kraft-
werksgeschäft 
hochfahren. Nur so 

kann er den Innovationsrückstand auf die 
Rivalen aufholen.

Doch das genügt nicht. Erschreckend ist, 
wie spät die Probleme von Siemens – auch 
intern – bekannt wurden. Hier liegt Kaesers 
wahre Mission. Es ist ja nicht das erste Mal, 
dass etwas in dem Münchener Konzern un-
bemerkt aus dem Ruder gelaufen ist. So war 
es bei der Anbindung der Offshore-Wind-
parks in der Nordsee und fehlkonstruierten 
Combino-Straßenbahnen. Bis klar war, dass 
etwas gewaltig schiefläuft, türmten sich die 
Probleme – und damit die Kosten – in 
schwindelerregende Höhen. 

Verstärkt wurde die Tendenz durch das 
„CEO-Prinzip“ von Kaesers Vorgänger Peter 
Löscher. Um Details kümmerte er sich nicht 
sehr intensiv. Wichtig war, dass es am Ende 
einen gab, der den Kopf hinhalten musste. 
Probleme wurden als Folge nicht rechtzeitig 
nach oben weitergeleitet. Statt intensiv 
nach einer Lösung zu suchen, galt es, in-
tern auszumachen, wem die Verantwortung 
zugeschoben werden könnte.

Joe Kaeser war stets Teil des Systems – als 
Strategiechef, dann als Finanzvorstand und 
nun seit anderthalb Jahren als Vorstandsvor-
sitzender. Die Fehlentwicklungen in der 
Energiesparte bekam er zu spät mit. Die 
Frühwarnsysteme funktionierten nicht.

Hier muss Kaeser energisch umsteuern. 
Die Streichung einer Hierarchieebene könn-
te helfen, dass Nachrichten schneller nach 
oben gelangen. Allerdings sind die Vor -
stände in Kaesers neuem System – unter Lö-
scher noch direkt operativ verantwortlich – 
wie in früheren Zeiten nur noch eine Art 
 Betreuer der Divisionen. Daher müssen die 
Vorstände sehr nah dranbleiben. 

Zudem installierte Kaeser ein „Corporate 
Memory“. Ob dieses Unternehmens-Ge-
dächtnis die Wiederholung von Fehlern ver-
hindert, muss sich erst noch erweisen. 
Auch das Klima muss sich ändern. Wenn et-
was schiefläuft, muss jeder Fehler melden 
können – ohne Angst, im nächsten Organisa-
tionsplan nicht mehr aufzutauchen.

Kaesers 
Problem

SIEMENS

Trennung tut weh

K
aum eine Entscheidung fällt vielen 
Führungskräften so schwer, wie die Zu-
sammenarbeit mit Menschen in der Or-
ganisation zu beenden. Trennungen 
rütteln an der Grundfeste Sicherheit 

und wachsen sich nicht selten zum Albtraum aus. 
Also werden solche Entscheidungen vertagt und 
wieder vertagt, oftmals nicht ohne erheblichen 
Schaden für das Unternehmen. Die Liste der Aus-
reden und Konfliktvermeidungsansätze ist lang. 
„Eigentlich hat er das Projekt doch ganz ordent-
lich geleitet.“ Dass die schlechte Projektführung 
das Unternehmen Unsummen gekostet hat und 
zwei jüngere Kollegen das Schlimmste verhindert 
haben, wird ausgeblendet. „Jetzt, so kurz vor den 
Ferien, können wir das nicht machen.“ 

Der nächste ungelegene Augenblick kommt al-
lerdings bestimmt. „Müller ist aber schon so lan-
ge im Unternehmen – das wird teuer.“ Keine Ab-
findung, auch wenn sie arbeitsrechtlich aufge-
bläht sein mag, kann höher sein als die Trans- 
aktionskosten mangelnder Konsequenz bei Perso-
nalentscheidungen. „Wir können Schmidtchen 
nicht kündigen, jetzt, wo er gerade ein Haus ge-
baut hat.“ Hier wird ein Partikularinteresse über 
das Interesse des Gesamtunternehmens gestellt – 
ein fataler und gleichzeitig häufiger Fehler, oft ge-
speist aus Gutmenschentum. „Mir fällt diese Ent-
scheidung aber so schwer!“ In diesem Fall stellt 
sich die Frage, ob derjenige, der so etwas sagt, an 
der richtigen Stelle ist. Ein derartiges Harmonie-
bedürfnis ist mit wirksamer Führung nicht verein-
bar. Die Leistungsträger im Unternehmen sehen 
sich solche Verhaltensmuster eine gewisse Zeit 
an. Dann gehen sie.

Wer kennt nicht selbst unzählige Situationen, 
in denen notwendige Veränderungen stockten, 

weil schwierige personelle Entscheidungen ausge-
blieben sind. Konsequenz in Personalentscheidun-
gen ist der Lackmustest für die Veränderungsfä-
higkeit und Vitalität einer Organisation. Dennoch 
scheuen viele Führungskräfte Trennungsentschei-
dungen wie der Teufel das Weihwasser. Dabei ist 
das, was als Attacke auf die Sicherheit, genauer 
den Wunsch nach Sicherheit, missverstanden 
wird, einer der natürlichsten Vorgänge im leben-
den Organismus Unternehmen. Zwar bestreitet 
kaum noch jemand ernsthaft, dass permanente 
Veränderungsbereitschaft einer der wichtigsten 
Wettbewerbsfaktoren überhaupt geworden ist. 
Aber gleichzeitig halten viele Führungskräfte an 
der völlig unrealistischen Annahme fest, dass dies 
ohne Trennungen machbar sei.

Niemand läuft jeden Tag auf Hochtouren. Die 
gegenteilige Auffassung ist zwar weit verbreitet, 
allerdings Lichtjahre von jeder Vernunft und be-
trieblichen Realität entfernt und schlicht inhu-
man. Aber: Entspricht die Leistung dauerhaft 
nicht den Anforderungen, ist Trennung die natür-
liche Konsequenz. Führung heißt eben auch, zu 
erkennen, wann Trennung notwendig ist, und 
diese dann mit Konsequenz umzusetzen. Wohlge-
merkt als Ultima Ratio, der eine professionelle 
Leistungseinschätzung, laufendes Feedback und 
gegebenenfalls Veränderungen im Aufgaben- und 
Verantwortungsbereich vorangegangen sind. 
Aber eben auch als natürlicher Bestandteil jeder 
organisatorischen Entwicklung, der sich häufiger 
als vermutet als Startpunkt eines befreienden per-
sönlichen Neuanfangs entpuppt.

GASTKOMMENTAR

Verändern sich die Verhältnisse 

wieder, dann legen wir die Karten 

neu und überlegen noch einmal.“
Hans-Ulrich Engel 

BASF-Finanzchef, schließt nicht aus, dass der abgesagte Tausch  
von Geschäftsteilen mit Gazprom nachgeholt wird

„Das ist kein Spaziergang. Wenn wir  

nun profitabel sind, ist das keine Garantie,  

dass das im nächsten Jahr auch so ist.“
Kazuo Hirai 

Sony-Chef, sieht den japanischen Elektronikkonzern als Dauerbaustelle

„Es geht nicht ohne Filialen. Da wird die  

Marke erlebbar. Da kann man hingehen,  

da sind Menschen.“
Nina Hugendubel

Chefin der Buchhandelskette Hugendubel, über die Bedeutung  
des stationären Geschäfts im Online-Zeitalter

Daniel Schäfer 

hält es für abwe-

gig, Staatsanlei-

hen als risikolos 

zu betrachten.

Ein gesetzlicher 

Zwang zur 

 Fairness ist 

 v ertretbar, 

 argumentiert 

Thomas Hanke.

Personalent-

scheidungen in 

Unternehmen 

werden zu lange 

hinausgescho-

ben, kritisiert 

Torsten  

Schumacher.

Die Frühwarn-

systeme bei dem 

Technologiekon-

zern funktionie-

ren nicht, meint 

Axel Höpner. 
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Wir haben nicht die 
Menschenrechte 
erkämpft, um sie  
in Zeiten der 
Globalisierung den 
Wünschen einiger 
schwarzer Schafe  
zu opfern.
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